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Öffentliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung von Beschlüssen des Kreistages des Landkreises Leipzig  
und seiner beschließenden Ausschüsse gemäß § 3 Absatz 4 und 6  
der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen
Hinweis:
- Die mit (*) bezeichneten Beschlüsse beziehen sich auf Anla-

gen, die nicht Bestandteil dieser Bekanntmachung sind.
- Die mit (**) bezeichneten Beschlüsse beziehen sich auf Sat-

zungen oder Wirtschaftspläne, Jahresabschlüsse oder sonsti-
ge Rechtsvorschriften, die gegebenenfalls nochmals separat 
entsprechend der gesetzlichen Vorschriften bekannt gemacht 
und/oder öffentlich ausgelegt werden.

I. Bekanntmachung der vom Bau- und  
Vergabeausschuss in seiner Sitzung  
am 23.10.2025 gefassten Beschlüsse
Beschluss 2025/087 Illegale Abfallablagerungen - Vergabe Rahmen-
vertrag Containergestellung LKL-UWA-2025-0089
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt die Vergabe des Rahmen-
vertrages zur Containergestellung für die Entsorgung illegaler Abfall-
ablagerungen im Landkreis Leipzig in 3 Losen mit einer Laufzeit von 2 
Jahren mit der Option der zweimaligen Verlängerung um jeweils 1 Jahr, 
Vergabenummer LKL-UWA-2025- 0089, beginnend ab 2026.
Zu Los 1 an die WKE Entsorgungs- und Recycling GmbH, Am Wasser-
werk 10, 04519 Rackwitz, Bruttowertungssumme: 360.340,33 €;
Zu Los 2 an die Becker Umweltdienste GmbH, Sandstraße 116, 09114 
Chemnitz, Bruttowertungssumme: 104.284,58 €;
Zu Los 3 an die Becker Umweltdienste GmbH, Sandstraße 116, 09114 
Chemnitz, Bruttowertungssumme: 148.015,77 €.
Die vorgenannten Bruttowertungssummen stellen den Betrag pro Los 
für 4 Jahre als Gesamtlaufzeit des Vertrages dar.

Beschluss 2025/096 Rahmenvertrag zur Lieferung und Montage 
von Büromöbeln
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt, die Rahmenvereinbarung 
zur Lieferung und Montage von Büromöbeln an die Firma Leik Leipzig 
GmbH Weißenfelser Str. 84 04229 Leipzig mit einem Auftragswert von 
152.384,34 € zu vergeben.

Beschluss 2025/099 Vergabe von Bauleistungen zum Vorhaben - Los 
315 Malerarbeiten - für die Errichtung eines Dokumentationszen-
trums zur Regional- und Wirtschaftsgeschichte Sachsens in der 

Jahnstraße 24a, 04552 Borna
Der Bau- und Vergabeausschuss beschließt, den Auftrag für das Los 315 
Malerarbeiten (LKL-LuK-2025-0132) für die Errichtung eines Doku-
mentationszentrums zur Regional- und Wirtschaftsgeschichte Sachsens 
– Jahnstraße 24a in 04552 Borna an die Firma: Steffen Belter GmbH 
Bahnhofstraße 21 07607 Eisenberg zu vergeben. Der Auftragswert be-
trägt 205.992,31 Euro brutto. (inkl. 5 % Nachlass).

II. Bekanntmachung der vom Ausschuss  
für Soziale Infrastruktur in seiner Sitzung  
am 05.11.2025 gefassten Beschlüsse
Beschluss 2025/085 Investitionsprogramm - Barrierefreies Bauen 
2026 „Lieblingsplätze für alle“ (*)
Der Ausschuss für Soziale Infrastruktur beschließt die in der Anlage 
1 aufgeführten behindertengerechten Investitionsmaßnahmen 1 bis 
16, welche über das Investitionsprogramm Barrierefreies Bauen 2026 
„Lieblingsplätze für alle“ finanziert werden sollen, einschließlich der 
Vergabe der zur Verfügung stehenden Fördermittel für den Landkreis 
Leipzig in Höhe von maximal 292.800 Euro.

III. Bekanntmachung der vom Jugendhilfe-
ausschuss in seiner Sitzung am 11.11.2025 
gefassten Beschlüsse
Beschluss 2025/097 Fortschreibung der Bedarfsplanung für Kin-
dertagesbetreuung im Landkreis Leipzig im Planungszeitraum 
2025-2028 (*)
Der Jugendhilfeausschuss beschließt, die als Anlage (Bearbeitungs-
strand: 09/2025) beigefügte Fortschreibung der Bedarfsplanung für 
Kindertagesbetreuung im Landkreis Leipzig für den Planungszeitraum 
08/2025 bis 07/2028.

Beschluss 2025/074 Förderung von Projekten zur Stärkung der 
kommunalen Jugendhilfearbeit im Landkreis Leipzig im Haus-
haltsjahr 2025 - Verteilung zusätzlicher Mittel
Der Jugendhilfeausschuss beschließt die zusätzlich bewilligten Landes-
mittel zur Stärkung der kommunalen Jugendhilfearbeit im Landkreis 
Leipzig im Haushaltsjahr 2025 für folgende Projekte zu verwenden:

Nr Bereiche KJSG Projektträger Projekt geplante Ausgaben
1 Inklusion/ Beteiligung Jugendamt Informations- und Merkblätter, Bescheide in einfacher Sprache 3.000,00 EUR
2 Prävention/Beteiligung/ 

Beratung
Jugendamt Öffentlichkeitsarbeit Jugendamt (Familienkalender, Flyer ehren-

amtliche Vormundschaft, Wegweiser Eingliederungshilfe)
6.000,00 EUR

4 Prävention Jugendarbeit Maßnahmen derJugendverbandsarbeit und OKJA mit präventivem 
Charakter (Ferienprogramm/ Kinder- undJugenderholung)

59.334,57 EUR

Geplante Gesamtausgaben: 68.334,57 €
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Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung der Haushaltssatzung  
des Landkreises Leipzig für das Haushaltsjahr 2026*
Gemäß § 61 der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen in Verbin-
dung mit § 76 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
wird die Haushaltssatzung für die Jahre 2025 und 2026 mit dem Haus-
haltsplan

vom 28.11.2025 bis 08.12.2025
elektronisch auf der Homepage des Landkreises Leipzig über folgenden 
Link öffentlich ausgelegt:
Finanzverwaltung - Landkreis Leipzig Haushaltssatzung mit Haushalts-
plan.

Bei Bedarf kann die Haushaltssatzung 2025 und 2026 und der Haus-
haltsplan in dieser Zeit auch während der Öffnungszeiten an folgendem 
Auslegungsort eingesehen werden:

Landratsamt Landkreis Leipzig
Finanzverwaltung
Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna
Haus 2, Zimmer 2.0.8.

Die Landesdirektion Sachsen hat mit Datum vom 14.11.2025 einen Be-
scheid zur Genehmigung für das Haushaltsjahr 2026 erlassen:
1. Der in § 2 der am 30. April 2025 beschlossenen Haushaltssat-

zung für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 festgesetzte Gesamt-
betrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen für das Haushaltsjahr 2026 in Höhe von 
2.000.000 EUR wird genehmigt.

2. Die unter der Nummer 1 dieses Bescheides erteilte Genehmigung 
wird verbunden mit folgenden Auflagen:

2.1. Die genehmigten Kredite dürfen nur zur Finanzierung bzw. Leis-
tung von notwendigen Auszahlungen im Zusammenhang mit 
Maßnahmen der infrastrukturellen Grundversorgung, für wirt-
schaftliche Investitionen oder zum Zweck der Darlehensvergabe 
an kommunale Einrichtungen und Unternehmen in Anspruch ge-
nommen werden.

2.2. Der Landkreis Leipzig bleibt zur Aufstellung eines Haushalts-
strukturkonzeptes verpflichtet. Das Haushaltsstrukturkonzept ist 
der Landesdirektion Sachsen spätestens mit dem Haushalt für das 
Haushaltsjahr 2028, im Fall einer Doppelhaushaltssatzung für die 
Haushaltsjahre 2027/2028 spätestens mit dem Haushalt für das 
Haushaltsjahr 2029, vorzulegen.

2.3. Der Landkreis Leipzig hat – ungeachtet eventueller Berichts-
pflichten der Landkreisverwaltung gegenüber dem Kreistag – 
im Haushaltsjahr 2026 gegenüber der Landesdirektion Sachsen 
jeweils innerhalb eines Monats zum Stand 30. Juni 2026 und 
31. Dezember 2026 über den Haushaltsvollzug und die voraus-
sichtliche Haushaltsentwicklung zum Jahresende sowie zum 
Stand der Inanspruchnahme des Kassenkredits und zur Höhe 
der angefallenen Zinsaufwendungen zu berichten. In diesen 
Berichten sind ebenfalls die Ergebnisse der eigenverantwort-
lich geprüften und ergriffenen Konsolidierungsmaßnahmen 
darzustellen.

3. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auf-
lagen wird vorbehalten.

IV. Bekanntmachung der vom Kreisausschuss 
in seiner Sitzung am 12.11.2025 gefassten 
Beschlüsse
Beschluss 2025/084 Annahme von Spenden
Der Kreisausschuss beschließt die Annahme von Spenden der West-
sächsischen Entsorgungs- und Verwertungsgesellschaft mbH, Großpös-
na im Haushaltjahr 2025 in Höhe von 15.000,00 EUR zur Förderung 
des Klimaschutzes im Landkreis Leipzig.

Beschluss 2025/084 Stundung einer Forderung
Der Kreisausschuss beschließt für die Forderung in Höhe von 28.396,01 
EUR gegenüber Frau S., wohnhaft in 04808 Wurzen, die Stundung ei-
ner Forderung über einen Zeitraum von 36 Monaten mit einer monat-
lichen Rate von 100,00 EUR und einer Schlussrate i. H. v. 24.896,01 
EUR ab 05.12.2025 zu gewähren.

Diese Forderung betrifft folgende Kassenzeichen:
Kassenzeichen: Bezeichnung der Forderung
J60051544
J60051556
J60051571
J60051575
J60051581
J60051599
J60051604
J60051605
J60051615
J60051619
J60051625
J60051633

Alle Forderungen betreffen:
Bürgergeld
Rückforderung ALG II §50 
SGB X
(Regelleistung, Kosten der 
Unterkunft, Kranken- und 
Pflegeversicherung)

579,05 EUR
1.122,20 EUR
1.802,87 EUR
2.404,22 EUR
2.428,99 EUR
2.336,21 EUR
2.503,79 EUR
2.512,78 EUR
2.073,63 EUR
2.365,76 EUR
2.708,04 EUR
5.558,47 EUR

Beschluss 2025/088 Unbefristete Niederschlagung einer Forderung
Beschlusstext:
Der Kreisausschuss beschließt die Forderung in Höhe von 16.829,89 € 
gegenüber dem Freistaat Sachsen als Rechtsnachfolger des Herrn P. 
unbefristet niederzuschlagen.

V. Bekanntmachungsanordnung
für die vorstehend bekanntgemachten Beschlüsse des Kreistages des 
Landkreises Leipzig und seiner Ausschüsse:
Der
- Bau- und Vergabeausschuss hat in seiner Sitzung am 23.10.2025,
- Ausschuss für Soziale Infrastruktur hat in seiner Sitzung am 

05.11.2025,
- Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung am 11.11.2025,
- Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 12.11.2025
die unter den Ziffern I. – IV. vorgenannten Beschlüsse gefasst. Diese 
Beschlüsse werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen und Beschlüsse, die unter 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften zustande gekommen 
sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig 
zustande gekommen gelten. Dies gilt gemäß § 3 Absatz 5 Satz 2 und 
Absatz 6 der Landkreisordnung für den Freistaat Sachsen (SächsLKrO) 
nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung oder des Beschlusses nicht oder feh-

lerhaft erfolgt ist;
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmi-

gung oder die Bekanntmachung der Satzung oder des Beschlusses 
verletzt worden sind;

3. der Landrat dem Beschluss nach § 48 Abs. 2 SächsLKrO wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der vorstehend genannten Frist
a) die Rechtsaufsichtsbehörde einen Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber 

dem Landkreis unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach § 3 Absatz 5 Satz 2 Nr. 3 oder 4 SächsLKrO gel-
tend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 3 Abs. 5 Satz 1 
SächsLKrO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Borna, den 17.11.2025

gez. Henry Graichen
Landrat
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Hinweis der Verwaltung des Landkreises zu Abweichungen zwischen 
beschlossener Haushaltssatzung und Daten des Haushaltsplanes:
Im Rahmen der Kreistagssitzung am 30.04.2025 wurden zwei Ände-
rungsanträge zum Haushaltsplanentwurf angenommen. 
Dies betrifft zum einen den Haushaltsansatz für die Schulsozialarbeit. 
Anstatt der ursprünglich geplanten Reduzierung des Stellenumfangs 
auf 0,75 VzÄ wurde vom Kreistag eine Stellenreduzierung auf 0,9 
VzÄ beschlossen.

Zum anderen hat sich der Kreistag mehrheitlich dafür ausgesprochen, 
dass es in den beiden Planjahren abweichend vom Planentwurf keinen 
Stellenaufwuchs geben wird.

Borna, den 21.11.2025

Henry Graichen
Landrat

*(2025 siehe Bekanntmachung im Amtsblatt vom 09.07.2025)
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Die amtliche Anordnung in Form der Allgemeinverfügung richtet sich 
gemäß Art. 10 Verordnung (EU) 2016/429 an Halter von, und damit 
verantwortliche Personen für Geflügel (hier: Vögel, die zum Zwecke 
der Erzeugung von Fleisch, Konsumeiern, sonstigen Erzeugnissen, 
zur Wiederaufstockung von Wildbeständen bzw. zur Zucht von Vö-
geln für diese Bestimmungszwecke verwendet werden) und in Ge-
fangenschaft gehaltenen Vögel (hier: Vögel, die aus anderen Grün-
den als Geflügel in Gefangenschaft gehalten werden, einschließlich 
derjenigen Vögel, die für Tierschauen, Wettflüge, Ausstellungen, Tur-
nierkämpfe, zur Zucht oder zum Verkauf gehalten werden) im Land-
kreis Leipzig und an die in diesem Bereich tätigen Unternehmer, die 
Geflügel im Reisegewerbe im Landkreis Leipzig abgeben (mobiler 
Geflügelhandel).
Der Erlass von Einzelverfügungen ist infolge des großen Adressaten-
kreises nicht verhältnismäßig. Eine Anhörung der Beteiligten unter-
bleibt gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG.

Zu 1.
Gemäß Artikel 70 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 ergreift 
die zuständige Behörde bei Verdacht auf das Auftreten einer gelisteten 
Seuche gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a bei wild lebenden Tieren 
oder der amtlichen Bestätigung eines solchen Auftretens die erforderli-
chen Seuchenpräventions- und -bekämpfungsmaßnahmen. Hinsichtlich 
des Geflügelpestgeschehens in Sachsen sind aktuell 3 bestätigte Aus-
brüche und 5 Verdachtsfälle bei Wildvögeln in den Landkreisen Leip-
zig, Bautzen, Zwickau und Nordsachsen sowie in der Stadt Leipzig zu 
verzeichnen. Zudem musste am 07.11.2025 der Ausbruch der HPAI in 
einer Geflügelhaltung im Landkreis Meißen amtlich festgestellt wer-
den. Die Voraussetzung für ein Tätigwerden des LÜVAs entsprechend 
Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 
liegen somit vor.
Die Seuchenpräventions- und –bekämpfungsmaßnahmen gemäß Ab-
satz 1 Buchstabe b des Artikel 70 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 
können eine oder mehrere der Maßnahmen gemäß den Artikeln 53 bis 
69 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 umfassen und tragen dem Seu-
chenprofil, den betreffenden wild lebenden Tieren und der Gefahr der 
Übertragung der Seuchen auf Tier und Mensch Rechnung (Artikel 70 
Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429).
Gemäß Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung Nr. 2016/429 
kann die zuständige Behörde die Verbringung von Tieren, die zur Aus-
breitung einer Seuche beitragen, beschränken.
Gemäß Artikel 71 Absatz 1 der Verordnung (EU) 429/2016 kann die 
zuständige Behörde zusätzliche notwendige Maßnahmen ergreifen, um 
die weitere Ausbreitung der Seuche zu verhindern. In Verbindung mit § 
4 Absatz 2 der ViehVerkV kann die zuständige Behörde Veranstaltun-
gen beschränken oder verbieten, soweit dies aus Gründen der Tierseu-
chenbekämpfung erforderlich ist.
Das FLI bewertet das Risiko einer Ausbreitung von HPAIV H5 bei 
Wildvögeln sowie einer Übertragung auf Geflügel und in Gefangen-
schaft gehaltene Vögel in seiner aktuellen Risikoeinschätzung vom 
06.11.2025 als hoch. Das Geschehen entwickelt sich hoch-dynamisch, 
die Zahl HPAI H5- positiv getesteter Vögel steigt deutschlandweit täg-
lich weiter an. Auch die Gebiete, in welchen infizierte Vögel gefunden 
werden, erweitern sich derzeitig stetig.
Mit der Teilnahme von Tieren an Veranstaltungen besteht die Gefahr ei-
ner massiven Verbreitung der hochpathogenen aviären Influenza durch 
das Zusammentreffen von Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Ar-
ten aus verschiedenen Tierbeständen sowie durch Personen, die mög-
licherweise in Kontakt mit Infektionsquellen gekommen sind. Durch 
das FLI wird das Risiko der Verbreitung von HPAI durch Geflügelaus-
stellungen und Sekundäreinträge derzeit als hoch eingeschätzt. Mit der 
Teilnahme von Tieren an Veranstaltungen besteht die Gefahr einer mas-
siven Verbreitung der HPAI durch das Zusammentreffen von Geflügel 
und gehaltenen Vögeln anderer Arten aus verschiedenen Tierbeständen 
sowie durch Personen, die möglicherweise in Kontakt mit entsprechen-
den Infektionsquellen gekommen sind.
Da Geflügel auch bereits mit dem Virus infiziert ausgestellt sein kann 
bzw. gemeinsam mit Geflügel gehaltene Vögel anderer Arten das Virus 
passiv weitertragen können, ist es erforderlich, zu verhindern, dass das 
Virus über diese Tiere nach einer Teilnahme an Börsen, Märkten oder 
Veranstaltungen ähnlicher Art weiter verschleppt wird.

Amtliche Tierseuchenbekämpfung

Allgemeinverfügung zur Untersagung von 
Geflügelmärkten und -ausstellungen und  
die Abgabe von Geflügel im Reisegewerbe 
(mobiler Geflügelhandel) auf dem Gebiet  
des Landkreises Leipzig
Das Landratsamt Landkreis Leipzig, Lebensmittelüberwachungs- und 
Veterinäramt (LÜVA), erlässt an Halter von Geflügel und in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln im Landkreis Leipzig, sowie an alle Unter-
nehmer, die Geflügel im Rahmen des Reisegewerbes auf dem Gebiet 
des Landkreises Leipzig abgeben (mobiler Geflügelhandel), folgende
Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung
1. Geflügelausstellungen, Vogelbörsen und -märkte sowie Veran-

staltungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel und gemeinsam mit 
Geflügel gehaltene Vögel anderer Arten gehandelt oder zur Schau 
gestellt wird/ werden, sind im Landkreis Leipzig bis auf Wider-
ruf verboten.

2. Der Handel mit Geflügel im Sinne des § 14a Absatz 1 der Geflü-
gelpestverordnung in Form eines Reisegewerbes (außerhalb oder 
ohne feste gewerbliche Niederlassung) das nicht unmittelbar zur 
Schlachtung abgegeben wird, wird untersagt.

3. Die Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

4. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben.

Gründe
I.
Zwischen dem 01.10. und 10.11.2025 wurden in Deutschland 87 HPAI-
Virus H5N1-Ausbrüche bei Geflügel und gehaltenen Vögeln in elf 
Bundesländern festgestellt. Auch in Sachsen musste der Ausbruch von 
HPAI am 07.11.2025 amtlich festgestellt werden (hier: Landkreis Mei-
ßen). Darüber hinaus besteht am 10.11.2025 für fünf weitere Geflügel 
haltende Betriebe in Deutschland der Verdacht für den Ausbruch der 
HPAI.
Insgesamt wurden in diesem Zeitraum 756 Funde von mit HPAI-Virus 
H5N1 infizierten Wildvögeln gemeldet, wobei sich die Meldungen 
nicht selten auf Seuchengeschehen beziehen, die mehr als ein veren-
detes Tier umfassen. Pressemitteilungen aus Niedersachsen, Thüringen 
und Brandenburg benennen mehrere Tausend Kraniche als im Zusam-
menhang mit der HPAI verendet.
Auch im Landkreis Leipzig musste am 03.11.2025 HPAI-Virus H5N1 
bei einer tot am Markkleeberger See aufgefundenen Graugans nachge-
wiesen werden. Zudem wurden unter anderem auch auf dem Gebiet der 
Stadt Leipzig verendete Wildvögel aufgefunden, die mit HPAI-Virus 
H5N1 infiziert waren.
Neben Deutschland ist eine Vielzahl europäischer Länder von dem Seu-
chengeschehen betroffen.
Aufgrund des hoch-dynamischen Seuchengeschehens hat das Friede-
rich-Löffler-Institut (FLI) zuletzt am 06.11.2025 die Risikoeinschätzung 
zur Hochpathogenen Aviären Influenza H5 (HPAI H5) Klade 2.3.4.4b 
aktualisiert. Das Risiko des Eintrags, der Aus- und Weiterverbreitung 
von HPAI H5-Viren in wild lebenden Wasservogelpopulationen inner-
halb Deutschlands wird weiterhin ebenso als hoch eingeschätzt, wie das 
Risiko von HPAIV H5-Einträgen in deutsche Geflügelhaltungen durch 
direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln.
Mittlerweile wird darüber hinaus von einem hohen HPAI-Eintragsrisi-
ko durch Verschleppung des Virus zwischen Haltungen (Sekundäraus-
brüche) innerhalb der EU und auch innerhalb Deutschlands ausgegan-
gen. Weiterhin wird nunmehr auch das Eintragsrisiko durch die Abgabe 
von Lebendgeflügel im Reisegewerbe oder auf Geflügelausstellungen 
innerhalb Deutschlands und Europas als hoch eingestuft.

II.
Das LÜVA Landkreis Leipzig ist sachlich und örtlich für den Erlass 
dieser amtlichen Anordnung zuständig (Artikel 138 Abs. 1 der Verord-
nung (EU) 2017/625 i. V. m. § 24 Abs. und 3 TierGesG i. V. m. § 1 
Abs. 1, 2 und 6 SächsAGTierGesG bzw. § 3 Abs. 1 VwVfG i. V. m.  
§ 1 SächsVwVfZG).
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ausreichend, um eine Weiterverbreitung sicher zu verhindern. Insbe-
sondere hat sich bei den aktuell zirkulierenden Virusvarianten gezeigt, 
dass ein Erkennen der Seuche auch bei Hühnern auf Grundlage einer 
rein klinischen Untersuchung nicht zuverlässig möglich ist.
Das Auftreten der Geflügelpest in Hausgeflügelbeständen kann zu 
erheblichen Handelsbeschränkungen und damit zu weiteren erhebli-
chen wirtschaftlichen Schäden führen. Eine wirksame Überwachung 
des Lebendgeflügelverkaufs im Reisegewerbe zur Vermeidung einer 
Verbreitung von HPAIV-Infektionen auf diesem Weg ist demnach im 
allgemeinen öffentlichen Interesse und für eine effektive Tierseuchen-
bekämpfung erforderlich. Trotz aller Sorgfalt kann eine Verbreitung 
von HPAI über das Reisegewerbe bei dem derzeitigen hohen Risiko der 
Verbreitung nicht ausgeschlossen werden. Durch das FLI wird das Ri-
siko der Verbreitung von HPAI zwischen den Haltungen und die Abga-
be von Lebendgeflügel im Reisegewerbe derzeit als hoch eingeschätzt. 
Das unter Punkt 2 angeordneten Verbot ist geeignet, um die Gefahr 
einer unkontrollierten Weiterverbreitung zu minimieren. Es wird auf 
den mobilen Handel beschränkt. Die Möglichkeit des Verkaufs von Ge-
flügel an einer gewerblichen Niederlassung ist hiervon nicht betroffen. 
Der Eingriff in das Grundrecht wird somit auf das nötige Minimum be-
schränkt und ist daher verhältnismäßig. Das Interesse an einer uneinge-
schränkten Verkaufstätigkeit muss gegenüber dem vorrangigen öffent-
lichen Interesse an der Verhinderung der Ausbreitung der Geflügelpest 
zurücktreten. Diese Verfügung gilt nicht für die Abgabe von Geflügel, 
das unmittelbar zur Schlachtung verbracht wird.

Zu 3.
Gemäß § 41 VwVfG Abs. 4 kann in einer Allgemeinverfügung frühes-
tens der auf die Bekanntmachung folgende Tag als das Datum des In-
krafttretens bestimmt werden.

Zu 4.
Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 11 SächsVwKG. Diese 
Amtshandlung wird im öffentlichen Interesse von Amts wegen vorge-
nommen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim
Landratsamt Landkreis Leipzig
Stauffenbergstraße 4
04552 Borna
oder in elektronischer Form nach § 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes, schriftformersetzend nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes und § 9a Absatz 5 des Onlinezugangsgesetzes oder 
zur Niederschrift bei der Behörde zu erheben, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht ge-
wahrt.

Hinweis:
Gem. § 37 Satz 1 Punkt 3 und § 37 Satz 2 Punkt 1 hat ein Widerspruch 
gegen diese Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung.
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Preising
Stellv. Amtsleiterin

Rechtsquellenverzeichnis
• Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung 
und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit 
(„Tiergesundheitsrecht“) (ABl. L 84, S. 1-208),

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass das Auftreten der Geflü-
gelpest in Hausgeflügelbeständen zu erheblichen Handelsbeschränkun-
gen und damit zu weiteren erheblichen wirtschaftlichen Schäden führt. 
Aktuell muss von einer erhöhten Viruszirkulation im Wildvogelbereich 
und damit von einem erhöhten Infektionsdruck, auch für die Einschlep-
pung der HPAI in Geflügelhaltungen, ausgegangen werden.
Das Interesse der Veranstalter von Börsen, Märkten oder Veranstaltun-
gen ähnlicher Art diese auszurichten sowie das Interesse von Tierhaltern 
von Vögeln, mit ihren Tieren an derartigen Veranstaltungen teilzuneh-
men, muss gegenüber dem öffentlichen Interesse an einer Bekämpfung 
der Geflügelpest zurücktreten. Die unter Punkt 1 getroffene Maßnahme 
ist verhältnismäßig sowie erforderlich und geeignet, um den tierseu-
chenrechtlichen Anforderungen Rechnung zu tragen und einer Gefahr 
der Verbreitung entgegenzuwirken.

Zu 2.
Gemäß Artikel 70 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 ergreift 
die zuständige Behörde bei Verdacht auf das Auftreten einer geliste-
ten Seuche gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a bei wildlebenden 
Tieren oder der amtlichen Bestätigung eines solchen Auftretens die er-
forderlichen Seuchenpräventions- und -bekämpfungsmaßnahmen. Die 
Voraussetzung für ein Tätigwerden des LÜVAs entsprechend Artikel 70 
Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EU) Nr. 2016/429 liegen vor.
Gemäß Artikel 71 Absatz 1 der Verordnung (EU) 429/2016 kann die 
zuständige Behörde zusätzliche notwendige Maßnahmen ergreifen, um 
die weitere Ausbreitung der Seuche zu verhindern.
Wie bereits angeführt entwickelt sich das HPAI-Geschehen hoch-dy-
namisch, die Zahl HPAI H5- positiv getesteter Vögel steigt deutsch-
landweit täglich weiter an. Symptomlos infizierte Wildvögel bzw. 
solche, die sich in der Inkubationszeit befinden, sind mobile Virust-
räger, die das Virus weiterverbreiten können. Viele Wasservogelarten 
bewegen sich zwischen Ackerflächen, auf denen sie tagsüber Nahrung 
aufnehmen, und Rastgewässern, die sie abends und nachts aufsuchen. 
Sie können das Virus mit dem Kot ausscheiden und die aufgesuchten 
Flächen kontaminieren. Darüber hinaus können tote Wasservögel von 
Prädatoren (Säugetiere wie Fuchs und Marder, aber auch Greifvögel 
und Krähen) geöffnet und Körperteile oder Innereien, die hohe Virus-
lasten tragen, verschleppt werden, so dass mit einer beträchtlichen Um-
weltkontamination auch auf Acker- und Weideflächen gerechnet wer-
den muss. Personen, die solche Flächen betreten, und Fahrzeuge, die 
sie befahren, können das Virus weiterverbreiten und auch in Geflügel 
haltende Betriebe eintragen. Es ist somit mit einem hohen Risiko des 
Eintrages von HPAI in Geflügelhaltungen auszugehen. Damit steigt die 
Wahrscheinlichkeit, dass Geflügel aus einem infizierten Bestand in den 
mobilen Geflügelhandel gelangt. Bei der Geflügelpest handelt es sich 
um eine hochansteckende Viruserkrankung die zu schweren klinischen 
Erkrankungen bis hin zum Tod der infizierten Tiere führt. Kranke Tiere 
scheiden den Erreger massenhaft mit dem Kot sowie mit Schleim oder 
Flüssigkeit aus Schnabel und Augen aus. Bei direktem Kontakt stecken 
sich andere Tiere durch Einatmen oder Aufpicken von virushaltigem 
Material an. Auch Eier, die von infizierten Tieren gelegt werden, kön-
nen virushaltig sein. Die Raumluft in den geschlossenen Fahrzeugen 
und die Nähe zu dem Geflügel aus anderen Betrieben können für einen 
raschen Erregeraustausch innerhalb des Transportfahrzeuges führen. Es 
ist somit möglich, dass ein unbemerkt infiziertes Tier als Infektions-
quelle zur Verbreitung des Virus dient. Von der Abgabe von Geflügel 
im Reisegewerbe geht in Anbetracht der Seuchenlage demnach ein be-
sonderes Infektionsrisiko mit erheblichen Folgen für die betroffenen 
Betriebe aus. In der Vergangenheit hat der mobile Geflügelhandel teil-
weise erheblich zur Weiterverbreitung des Virus beigetragen. Der Tier-
handel birgt naturgemäß durch den Bezug der Tiere aus unterschied-
lichen Quellen, deren Durchmischung anlässlich des Transports und 
deren Weiterverteilung auf eine Vielzahl von Beständen ein erhöhtes 
seuchenhygienisches Risiko. Gemessen an den gravierenden Folgen 
einer Verbreitung der Seuche und Infektion mit HPAIV für die betrof-
fenen Bestände und auch die betroffenen Regionen ist es zur Bekämp-
fung und Eindämmung des Seuchengeschehens aktuell erforderlich, die 
Abgabe von Geflügel im Reisegewerbe zu untersagen. Da Tieren auch 
ohne klinische Symptome erkrankt sein können und bereits vor dem 
Auftreten klinischer Symptome das Virus weitertragen können, sind die 
in § 14a Geflügelpestschutzverordnung vorgesehenen Auflagen nicht 
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Öffentliche Bekanntmachung einer 
Baugenehmigung
Mit Bescheid vom 22.10.2025 (Az: 2025-0451) wurde für das Bauvor-
haben „Umnutzung und Umbau von 2 Läden und einer Wohnung in 5 
Wohnungen im Erdgeschoss“ auf dem Grundstück in 04808 Wurzen, 
Flurstücke 697/4, 697/3, 697/2, 697/1 der Gemarkung Wurzen, eine 
Baugenehmigung im Verfahren gemäß § 63 SächsBO (Sächsischen 
Bauordnung) erteilt.
Die Baugenehmigung wird hiermit nach § 70 Abs. 3 SächsBO durch

öffentliche Bekanntmachung
den betroffenen Eigentümern (im Sinne § 70 Abs. 3 SächsBO) von 
Nachbargrundstücken, hier Flurstücke 696, 693/1, 688/9, 688/7, 697a, 
697b, 697c, 697, 698 der Gemarkung Wurzen, zugestellt. Das Bauvor-
haben entspricht den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im bau-
aufsichtlichen Verfahren zu prüfen sind. Nachbarrechtlich geschützte 
Belange werden nicht beeinträchtigt. Insbesondere wurden keine nach-
barrechtlich geschützten Befreiungen oder Abweichungen erteilt.
Für diese Zustellung gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Landratsamt Landkreis Leipzig, 
Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna, oder in elektronischer Form nach 
§ 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungs-verfahrensgesetzes und § 9a Ab-
satz 5 des Onlinezugangsgesetzes zu erheben.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Möglichkeit zur Übermittlung einer elektronisch, signierten Erklä-
rung mit der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (gemäß 
§ 3a Abs. 3 Nr. 2d VwVfG) besteht nicht.
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht 
möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht gewahrt.

Hinweise:
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Herausgabe des Amtsblattes als 
bewirkt. Von da an beginnt die Rechtsbehelfsfrist zu laufen.
Der Baugenehmigungsbescheid und die dazugehörenden Pläne können 
im Landratsamt Landkreis Leipzig, Bauaufsichtsamt, Dienstgebäude 
Grimma, Heinrich-Zille-Straße 5, Haus 4, innerhalb eines Monats nach 
dieser Bekanntmachung eingesehen werden. Die Einsichtnahme ist zu 
folgenden Zeiten im Raum Nr. 210 möglich:
- Dienstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 18:00 Uhr
- Donnerstag von 08:30 - 12:00 Uhr und 13:30 - 16:00 Uhr
- Freitag von 08:30 - 12:00 Uhr

Betroffene Eigentümer von Nachbargrundstücken können mit Nach-
weis ihrer Eigentümerschaft eine schriftliche Ausfertigung des Be-
scheides innerhalb der Rechtsbehelfsfrist abfordern. Sofern eine 
Einsichtnahme beabsichtigt wird, ist eine Terminabstimmung unter 
Tel.-Nr. 03437/984-1609 erforderlich.

N. Gräbner
Amtsleiterin Bauaufsichtsamt

Offenlegung der Änderung von Daten 
des Liegenschaftskatasters nach § 14 
Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- und 
Katastergesetz
Das Vermessungsamt des Landkreises Leipzig hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Güldengossa (5652): 26/1, 30/1, 30/2, 30/3, 30/4, 30/a, 30, 
31, 33, 83/2, 83/3, 83/4, 83/5, 83/6, 83/7, 83/8, 83/9, 83/10, 85/2, 85/3, 
85/4, 83/11
Gemarkung Göhren (5657): 1/6, 130/b, Flurbereinigung: Rötha-Ost

• Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere 
amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des 
Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tier-
gesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzen-
schutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, 
(EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, 
(EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und 
(EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der 
Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Ra-
tes sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 
2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung 
der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/
EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 
96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/
EWG des Rates (ABl. L 95, S. 1-142) 1-208),•
Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 22.05.2013,

• Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664 Absatz 18 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden ist

• Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Mai 2020 (BGBl. I S. 1170)

• Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz 
(SächsAGTierGesG) vom 09.07.2014,

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23.01.2003,
• Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwal-

tungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) 
vom 11.05.2010,

• Sächsisches Verwaltungskostengesetz (SächsVwKG) vom 
05.04.2019,

jeweils in der derzeit geltenden Fassung.

Öffentliche Bekanntmachung zur 
Durchführung der Gewässerschau  
Leitenbach Schönbach/Sermuth  
am 15.12.2025
Gemäß § 93 Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) sind oberirdische 
Gewässer regelmäßig durch die Wasserbehörden zu schauen. Beim 
Schauen wird der Gewässerrandstreifen mit einbezogen sowie der ord-
nungsgemäße Zustand der Gewässerbenutzungsanlagen kontrolliert. 
An der Gewässerschau werden die untere Naturschutzbehörde, die obe-
re Landwirtschaftsbehörde, die untere Forstbehörde, die Fischereibe-
hörde und die Gewässerunterhaltungspflichtigen beteiligt.
Darüber hinaus wird den Eigentümern und Anliegern des Gewässers, 
den zur Nutzung des Gewässers Berechtigten, den Fischereiausübungs-
berechtigten, der Katastrophenschutzbehörde und den anerkannten Na-
turschutzverbänden Gelegenheit zur Teilnahme an der Gewässerschau 
gegeben.

Der Landkreis Leipzig als untere Wasserbehörde gibt hiermit folgenden 
Schautermin bekannt:
Geschaut wird am Montag, den 15.12.2025, der Leitenbach in 
Schönbach und Sermuth
Treffpunkt ist um 9:00 Uhr in Schönbach, Straße Zum Stausee/
Querung mit Leitenbach.

Die Bediensteten und die Beauftragten der Wasserbehörden sind be-
fugt, zur Durchführung ihrer Aufgaben Grundstücke zu betreten. Die 
Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben die erlaubnisbedürftigen 
und anzeigepflichtigen Anlagen und die damit zusammenhängenden 
Einrichtungen zugänglich zu machen. Mit dieser Bekanntgabe wird die 
Benachrichtigungspflicht von Eigentümern und Nutzungsberechtigten 
gemäß § 107 Abs. 2 SächsWG zum Betreten der Grundstücke erfüllt.
Für Rückfragen steht im Landratsamt Leipzig, Umweltamt, Sachgebiet 
Wasser/Abwasser, Frau Leeser, Tel.: 03437 9841905, zur Verfügung.

Tina König
Amtsleiterin Umweltamt
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nuar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), in der jeweils geltenden Fassung, 
für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständig. Der Änderung 
der Daten des Liegenschaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 
Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz zugrunde.
Die Unterlagen liegen ab dem 02.12.2025 bis zum 01.01.2026
in der Geschäftsstelle des Vermessungsamtes
Leipziger Straße 67, 04552 Borna
in der Zeit
Dienstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 18.00
Donnerstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 16.00
Freitag 8.30 - 12.00
zur Einsichtnahme bereit. Nach § 14 Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- 
und Katastergesetz gilt die Änderung der Daten des Liegenschaftska-
tasters 7 Tage nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt gegeben. 
Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäftsstelle wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie haben in der Geschäfts-
stelle auch die Möglichkeit, weitere Unterlagen zu den Änderungen 
einzusehen.
Rechtsbehelfsbelehrung
Die Zerlegung stellt einen Verwaltungsakt dar, gegen den Sie inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch einlegen können. 
Der Widerspruch ist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim 
Landratsamt des Landkreis Leipzig, Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna 
einzulegen.
Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form durch die Übermitt-
lung eines mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehenen 
elektronischen Dokuments erhoben werden, welches an das besondere 
Behördenpostfach (beBPo) des Landratsamtes des Landkreises Leip-
zig, Vermessungsamt zu richten ist.

Borna, den 18.11.2025

gez. Leberecht
Sachgebietsleiter

Bekanntmachung der Stadt- und 
Kreissparkasse Leipzig

Jahresabschluss zum 31.12.2024 
der Stadt- und Kreissparkasse Leipzig
Der vollständige Jahresabschluss wurde am 4. August 2025 im Un-
ternehmensregister bekannt gemacht.

Allgemeine Informationen

Wasserstoff-Leitung HYBOR:  
Vorbereitende Untersuchungen  
starten
GASCADE Gastransport GmbH (GASCADE) plant eine neue Wasser-
stoff-Pipeline, die über etwa 120 km von Bobbau in Sachsen-Anhalt bis 
Rückersdorf in Thüringen verläuft. Die Pipeline HYBOR (Kurzform 
für Hydrogen-Bobbau-Rückersdorf-Leitung) ist Teil des deutschen 
Wasserstoff-Kernnetzes und soll bis 2029 fertiggestellt werden. HY-
BOR wird von GASCADE als Teil des Infrastruktur-Programms „Flow 
– making hydrogen happen“ umgesetzt, mit dem der Aufbau einer leis-
tungsfähigen Wasserstoff-Versorgung in Deutschland vorangetrieben 
wird.
Die HYBOR-Leitung soll zwei wichtige Leitungen (JAGAL und STE-
GAL West) verbinden, die auf den Transport von Wasserstoff umgestellt 
werden. Nur mit diesem Lückenschluss kann Wasserstoff zuverlässig in 
die Region transportiert und zu wichtigen Abnehmern wie Speichern 
und Industriezentren geleitet werden. Die Leitung trägt dazu bei, die 
Wasserstoff-Versorgung schnell und effizient aufzubauen – ein wich-
tiger Schritt für die Energiewende und für eine klimaneutrale Zukunft.

Art der Änderung
1. Zerlegung
2. Veränderung der tatsächlichen Nutzung
3. Berichtigung eines Zeichenfehlers
4. Berichtigung der Flächenangabe
5. Veränderung von Gebäudedaten

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung zur 
Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 7 Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz. Der Landkreis Leipzig ist nach § 2 
des Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen und das Liegen-
schaftskataster im Freistaat Sachsen (Sächsisches Vermessungs- und 
Katastergesetz – SächsVermKatG) = Artikel 9 des Gesetzes vom 29. Ja-
nuar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), in der jeweils geltenden Fassung, 
für die Führung des Liegenschaftskatasters zuständig. Der Änderung 
der Daten des Liegenschaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 
Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz zugrunde.
Die Unterlagen liegen ab dem 02.12.2025 bis zum 01.01.2026

in der Geschäftsstelle des Vermessungsamtes
Leipziger Straße 67, 04552 Borna

in der Zeit
Dienstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 18.00
Donnerstag 8.30 - 12.00 und 13.30 - 16.00
Freitag 8.30 - 12.00
zur Einsichtnahme bereit. Nach § 14 Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- 
und Katastergesetz gilt die Änderung der Daten des Liegenschaftska-
tasters 7 Tage nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt gegeben. 
Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäftsstelle wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie haben in der Geschäfts-
stelle auch die Möglichkeit, weitere Unterlagen zu den Änderungen 
einzusehen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Die Zerlegung sowie die Berichtigung eines Zeichenfehlers stellen ei-
nen Verwaltungsakt dar, gegen den Sie innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch einlegen können. Der Widerspruch ist schrift-
lich oder mündlich zur Niederschrift beim Landratsamt des Landkreis 
Leipzig, Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna einzulegen.
Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form durch die Übermitt-
lung eines mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehenen 
elektronischen Dokuments erhoben werden, welches an das besondere 
Behördenpostfach (beBPo) des Landratsamtes des Landkreises Leip-
zig, Vermessungsamt zu richten ist.

Borna, den 17.11.2025

gez. Leberecht
Sachgebietsleiter

Offenlegung der Änderung von Daten 
des Liegenschaftskatasters nach § 14 
Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- und 
Katastergesetz
Das Vermessungsamt des Landkreises Leipzig hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:
Betroffene Flurstücke
Gemarkung Klinga (4249): 132/3, 132/5, 143/1, 143/3, 144/1, 148/1, 
149/1, 155/1, 156/3, 186, 187, 335/10, 416, 417
Art der Änderung
1. Zerlegung
2. Veränderung der tatsächlichen Nutzung
Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegenschafts-
katasters durch Offenlegung bekannt gemacht. Die Ermächtigung zur 
Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 Abs. 7 Sächsisches 
Vermessungs- und Katastergesetz. Der Landkreis Leipzig ist nach § 2 
des Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen und das Liegen-
schaftskataster im Freistaat Sachsen (Sächsisches Vermessungs- und 
Katastergesetz – SächsVermKatG) = Artikel 9 des Gesetzes vom 29. Ja-
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Stellenangebote  
des Landkreises Leipzig
Unsere Stellenangebote
Der Landkreis Leipzig versteht sich als modernen Dienstleister und 
sucht regelmäßig qualifizierte, teamorientierte Menschen, die enga-
giert und verantwortungsbewusst an ihre Aufgaben herangehen.
Attraktive Stellenangebote in der Verwaltung finden Sie unter www.
landkreis.leipzig.de/Karriere - Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.

Für die geplante Wasserstoff-Pipeline HY-
BOR beginnen in Kürze die vorbereitenden 
Arbeiten zu Kartierungen der Flora und Fauna 
(ab November 2025) sowie Baugrundunter-
suchungen (voraussichtlich ab Januar 2026). 
Ziel ist es, ein umfassendes Bild vom Vor-
kommen von Tieren und Pflanzen entlang der 
geplanten Trasse zu erhalten, um entsprechen-
de Maßnahmen zu deren Schutz ergreifen zu 
können. Auch der Boden wird genau erkun-
det, um die Bodenbeschaffenheit und die 
Grundwasserstände entlang des vorgesehenen 
Trassenverlaufs zu bestimmen. Die gewonne-
nen Daten dienen dazu, die Ausführungspla-
nung und die eingesetzten Bauverfahren an 
die örtlichen Gegebenheiten anzupassen, um 
Auswirkungen auf Natur, Umwelt und Boden 
so gering wie möglich zu halten.
Im Rahmen der Untersuchungen begehen Ex-
perten das Gelände im unmittelbaren Umfeld 
der geplanten Leitungsführung. An ausge-
wählten Punkten entlang der Trasse können 
außerdem Erkundungsbohrungen durchge-
führt werden. Im Kreis Leipzig sind von den 
Voruntersuchungen die folgenden Städte und 
Gemeinden betroffen: Markranstädt, Pegau, 
Elstertrebnitz und Groitzsch.
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N A C H R U F
Tief erschüttert und mit großer Trauer haben wir vom plötzlichen 
Ableben unseres langjährigen und geschätzten Kollegen

Bernd Becker aus Colditz
erfahren. Bernd Becker war bis zum Eintritt in seinen Ruhestand 
im Frühjahr 2024 der Leiter der unteren Forstbehörde. 
Seine Herzlichkeit werden wir ebenso vermissen wie seinen fachlichen 
Rat und seine Hilfsbereitschaft.

Für die gemeinsame Zeit sind wir sehr dankbar und werden ihn in 
ehrender Erinnerung behalten! 

Unsere Anteilnahme gilt seiner Familie und den Angehörigen.

Henry Graichen Rudi Volkert
Landrat Landkreis Leipzig Vorsitzender des Personalrats

Die Kollegen des Umweltamtes Landkreis Leipzig,  
insbesondere die Mitarbeiter der unteren Forstbehörde.


